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DieAusbreitungderMittelschulreforminWien.Nebendembedeutsamen
Versuchmitder,AllgemeinenMittelschule"alsPflichtmittelschule,die
gegenwärtigansechsWienerBürgerschulenimdrittenJahrederErpro-¬
bungstehtundimnächstenSchuljahrzueinemerstenAbschlussgelan-¬
genwird,hatdieSchulreforminWienauchandeneigentlichenMittel-¬schulenwährendderletztenJahrestarkanBodengewonnen.Eshandelt
sichhierumdenReformtypusder„DeutschenMittelschule",einervier-¬
klassigeneinheitlichenUntermittelschule,aufdersichverschiedenar-¬
tiggestaltete,vierklassigeOberschulenhumanistischerundrealisti¬
scherRichtungaufbauenwerden.SieistgekennzeichnetdurchdieHinaus-¬
schiebungdesfremdsprachlichenUnterrichtes,dererstinderdritten
KlasseundzwaralswahlfreierGegenstandeinsetzt,(LateinoderFran-¬
zösisch),durchAnwendungdesArbeitsprinzipesinallenUnterrichtsge-¬
genständenunddurchdiegleichmässigeBetonungderreingeistigenundderkünstlerisch-technischenAusbildungunteranderemverbindlicher
Handfertigkeitsunterricht.DieEinrichtungdieserSchulemachtesmög-¬
lich ,dieletzteEntscheidungüberdieSchulbahnwahlbiszumvierzehn-¬tenLebensjahrhinauszuschieben.AufBetreibenderElternschaftundder
LehrkörperwurdeneinerganzenReihevonBundesmittelschulerParallel-¬
klassendiesesTypusangegliedertundzwar:

AmGymnasiumVIII . Piaristengasse45
Gymnasium ,XVI .Maroltingergasse69
Gymnasium ,XVIII .Klostergasse 25
Realgymnasium ,XXI .Franklingasse 21
Realschule ,II .Vereinsgasse 21Realschule ,III .Radetzkystrasse2Realschule ,. Reinprechtsdorferstrasse24
Realschule,X .Jagdgasse 40Realschule,XI .Gottschalkgasse21
Ralschule,XIII .Astgasse 3Realschule,XV. Henriettenplatz6Realschule,XVI.Schuhmeierplatz7
Realschule,XX.Unterbergergasse1

AusserdemhabendreiMädchenmittelschulenundeineprivate
KnabenschulediesenTypuseingeführt;übrigensist auchandenBundes-¬
mittelschulenderZudrangderMädchenzudiesemSchultypussogross,
dassaneinerRealschulesogareigeneMädchenklassenerrichtetwerden
konnten.Insgesamtbesuchenimherigen /inWien1156Knabenund713Mäd-¬
chendieDeutscheMittelschule.DasspätereEinsetzendesfremdsprach¬
lichenUnterrichtesbringtesmitsich ,dasseinauffallendgrosserTeil
derKinderschonausderviertenKlassederVolksschuleindie„Deut-¬
scheMittelschule"übertritt.
Bahnhofrundverkehr.AbFreitag,den15. MaiwirdderBahnhofrundverkehr
nichtmehrüberdieBezirkslinie ,sondernüberdieGürtelliniegeführt.

emeindesubventionfürdenVerein„Herzstation",AufAntragdesGemeinde-¬
atHiesshatderstädtischeFinanzausschussdemKuratoriumdesVereines
„Herzstation",eineSubventionvontausendSchillingbewilligt.DasKura-¬
oriumbetreibteineUntersuchungsstationzurBegutachtungvonAriegsbe-¬
schädigtenundvonSchulkindern,dievondenSchulärztenzurSicherstel-¬
lungderDiagnoseundspezialärztlichenBeratungüberwiesenwerden.Auch
Lehrlinge,dievomBerufsberatungsamtandieStationgewiesenwerden,
kommeninspezialärztlicheBehandlung.IndergleichenSitzungwurdeauchdemVereinzurErrichtung
undErhaltungdererstenWienerSuppen-undTeeanstalteineSubventionvon
2500Schillingbewilligt.- 0



dieGemeindebeschwert,demwirdmanauchdesebescheideneErmässigu3

nichtzuerkennen.SiescheinensichhierdenGrundsatz:Teileundherr¬
sche ,zurechtgelegthaben.Nichtmehrwiefrühergenerellsolldiese
Ermässigungerfolgen ,sondernSiehabendie Absichtmitbestimmten
Gruppen ,spezielleAbmachungenzutreffen .Ichrichte daherandenFi¬
nanzreferentendas Ersuchen ,diese Bestimmungaus derVorlage
zurückzunehmen .Geschiehtdies nicht ,dannbitte ich überdiesenTeil
der Vorlagegetrenntabzustimmen ,weil wir unsgegendiesenSatzaus-¬
sprechenmüssen.

DieAbgabeistinihrenhöchstenSätzenmitsechzig
Prozentfestgesetzt .Esist sigentümlich,wasmanhieralles als Luxusbe¬
zeichnetAuchderderGemeindeso gewogeneVerwaltungsgerichtshofhat
nunschondagegenStellunggenommen.EinLuxusist höchstens ,dasssich
dieWienerdieseGemeinderatsmehrheitgewählthaben .NebenderFremdenzim¬
merabgabe ,der Einkommen -und der Erwerbssteuer müssen nämlich die Hotels ,
wennauchnureinKlavierspielt ,Lustbarkeitsabgabe,NahrungstundGenuss¬

abgabe
mittel/undschliesslichdie Wohnbausteuerzahlen .Bezeichnendist ,wiedie
KalkulationdesZimmerpreiseserfolgt ,weildaaichfür dieWohabsusteuer,
Fremdenzimmerabgabegerechnetwird.DasHotelBristolzahlteineWohnbau¬
steuer von 700 Millionen Kronenund muss davon vierzig ProzentFremden¬
zimmerabgabe ,also280Millionenzahlen.Daswirdniemandbegreifenundist
auchnichtzuverstehen.Esistwohlrichtig,dasstrotzdieserunerträglichenSteu¬
erdieZimmerpreisenichthöhersind ,alsanderwärts.Esist sicherlichbe¬
dauerlich,wennandereBehauptungenindieWelthinausgehen.Abereswird
die Substanzaufgefressen ,es werdenkeineHeuanschaffungen,keinemodernen
Neuerungeneingeführt ,es hatderGastnichtjenenKomfort,dener inande-¬
renStädtenvorfindet ,weildieSteuerdiesallesverhindert.Siebefetzen
undbekämpfendie Leute ,die Luxustreiben .DieLeutelassen sich abervon
Ihnennichtvorschreiben ,wiesie lebensollen ,Mankanndie Leute ,dieei¬
nenLuxustreiben ,nichtals schamloseIndividuenbezeichnen ,In derBudget
debatte wurdeversprochen ,dass die Gemeindeeine Institution schaffen
wird,dergenügendGeldmittelfürdieFremdenverkehrspropagandazurVerfü¬
gunggestelltwerden-Ichmeine,dassdiewirksamstePropagandadieAbschaf.
fungdieserAbgabewäre .Wirwissen ,dasswirin WienohneFremdenverkehr
zugrundegehenmüssenundweilwirdaswissen ,begreifeichnicht ,dassman
sichtrotzdemindieserBeziehunggegeneinewirklichfühlbareErleich-¬
terungwehrt.

DieGewerbetreibendenbeschwerensichmitRechtüberdie
KontrollmassnahmenderSteuerbehörden .Mirist einFallbekannt,dassder
SeamtedesMagistratesumhalb2UhrnachtseineRevisionderBuchhaltung
ineinemHotelvornehmenwollte .DieBesitzerinhatsichnatürlichdagegen
gewährt,weildaskeineZeitfüreineKontrolleist „DieGenossenschafthat
liesenFalldemBürgermeistervorgelegt.DerBürgermeisterhatmitgeteilt
dassimGesetzeineZeitfürdieKontrollenichtvorgedehensei(Heiterke
DieseKontrollmassnahmenführenalsozulächerlichenEreignissen.Dahat
nanin einemElternvereineineUnterhaltungveranstaltet ,umdasGeldfür
len AnkaufeinesSkioptikonszubekömmen.DieGemeindehat dieLustbar-¬
teitssteuerentgegenkommendpauschaliert.DakommtderKontrollbeamtezur
eranstaltungundsieht ,dasseinigeGegenstände,dievonGeschäftslenten
gespendetwordensind ,lizitiertwerden.Dadiesnichtgemeldetwordensty
ird eine Steuerstrafevorgesschrieben .Inzwischenist aberderSkioptiko

chongekauftwordenunddaderElternvereinkeinGeldhat ,wirdschlisas
ich dieser Apparatgepfändet .Es ist dies kein Witz ,sondernSystemdede

lenschweiss,dassmanauchdieRichtigkeitderAbfuhreneinerKontrell
nterzieht .AberKontrolleundSchikane,dasist einUnterschied.

Ichseheauchnichtein ,wasdiesesGesetzmitderAbga¬
enteilungzutunhatunderlaubemirnachstehendenResolutionsantrag.
inzubringen:„ DeramtsführendeStadtratfür Finantwesenwirdanges
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Dezember1923derBenützungübergebenwordensind .DerEndterminwurdemit
demGesczevom20 .April1923aufden31 .Dezember1925erstreckt ,biszuTermin
welchen/derNeubauderBenützungübergebenwerdenmuss,Nunmehrsolldieser
Terminaufden31 .Detember1926erstrecktwerden.Manhoffte ,dasswegendie-¬
sergünstigenBedingungdieprivateBautätigkeitingrossemMasseeinsetzen
werde.DieswarabernichtderFall .TrotzdemsollmitRücksichtaufdieherr-¬
schendeArbeitslosigkeit die Frist umein weiteres Jahr hinausgeschobenwer¬

den .

St . R.Kunschakbetont ,dassauchseineParteizudiesenGeset
zesantragstammt,trageerdochwennauchinbescheidenemUmfangzurBekämp-¬
fungderWohnungsnotbei ,DieWirkungderBauerleichterungenhatderReferent
alskaummerklichebezeichnet ,wennmanabersieht ,dassdieAnzahlderBau¬
bewilligungendieZahlvon . 308ausmacht,so trifft dieseBehauptungnicht
zu .ImVergleichmit der Anzahlder mit „ I “qualifizierten Bewerbervon
30. 000erscheintzwardieZahlvonrund. 000neuenWohnungennichtgrss,
kannsichaberdochnebenderAnzahldervonderGemeindeerbautenWohnun¬
genvon. 000sehenlassen,MiteinemWortwurdeimmerhineinenennenswerte
eistungvollbracht.VonderSteuerbefreiungal leinist abernichtvielzu

erwarten .DerRednerführtweiteraus ,dasssichdieGemeindemehrderSied-¬widmen
lungsbewegung sollte.FreilichwirdauchhierdieGemeindeeinenande-¬
renStandpunkteinnehmenmüssen.Nach30JahrengehtnämlichsoeinHäuschen
indasEigentumderGemeindeüber,einHaus,fürdasderSiedlernichtnur
seinGeld,seineArbeitskraftunddieseinerFamilieaufgewendethat .Das
ist derLohnfürdieungeheureMüheundÄnstrengung.Wogilt dannderSatz,

denauchderenglischeArbeiterfrohgemutsagenkann: „MeinhausemeineBurg
WarumSiesichdagegenstellenist klar .Siefürchten ,dassenauchnoch
so geringerEigentumsfanatismusIhrer politischenBewegunghinderlichsein
könnte .EineinfacherSchrebergärtnerhat schongrosseFreudeanseinem
kleinenBesitz ,beidiesenLeutenmachtsicheingewisserkonservativerUn-¬
terton bemerkbar ,diesementspringenselbstverständlich Kollisionenmit
IhrenParteifanatikern .IchbrauchenurandasBeispielerinnern ,dassvor

wir/einigenTagensahen .Ein Mann ,über dessensozialistische Gesinnungnie -¬
mandim Zweifel sein kann ,arbeitete am 1 .Mai ,an einem der wenigenfreien

Tage ,dieihmgegönntsind ,in seinemSchrebergarten .DiesgefieldenLau-¬
ten vomrepablikanischenSchutzbundnicht ,( LebhafteZwischenrufe )Sie
bracheninseinenGartenein .SolcheundähnlicheVorkommnissebeweisen,
dassSie einenanderenStandpunkteinnehmenmüssen .MitderSiedlungsbe-¬
wegungwürdees aufwärts gehen ,wenndas HausEigentumdes Siedlers werden

könnte ,denndenWunschnacheinemEigentumwerdenauchdie grösstenPar -

teifanatikernichtertötenkönnen.ErverweistdannaufdasBeispeil
Dresdens ,woder städtische Wohnungsbauvollständig eingestellt worden

istydasGeldderSteuernderBautätigkeitzurVerfügunggestelltwird.
EsisteinealteTatsache,dassprivatebilligerbauen,alsöffentliche
Körperschaften .DiebayrischeStaatsregierungstellt 90 Pretent fureinen
Bauzur VerZügungund nur 10 Prozent braucht der Siedleraufzubrüngen .
Nach421 Jahrenist er schuldenfreienBesitzerdesHauses.

Einer Genossenschaft ,die nach Ihrer Meinung im Geruchechrist¬
lichaozialzuseinsteht ,habenSiejedeHilfeentzogenundvonallenGe-¬
meindebeihilfenausgeschaltet .Wirbegrüssendiese' erlängerung,aberwir
erblickendarin kein ausreichendesMittel umdie Belebungderprivaten
Bautätigkeit herbeizuführen .Es wäreZeit ,dass die Gemeindemehrheitsich
entschliesst ,dieErfahrungendieaufdiesemGebietin anderenKulturstaa-¬
ten gemachtwordensind ,beherzigtundin IhremRahmendieDurchführung
ermöglicht(Beifall ) .

. R.Huber(chr- soz- )beschwertsich darüber ,dass manderHan¬
delskammer ,die heut »vorliegenden drei Gesetzentwürge vor einigen Tagen

übermittelthatund ' ;heuteeineAeusserunggegehrte ,Manmüsstedoch



innerhalbvierWochendenEntwurfeinesneuen,denwirtschaftlichenver¬
hältnissenundderEntwicklungsmöglichkeitderHotelbetriebeRechnung-¬
tragendenGesetzentwurfbetreffend die Fremdenzimmerabgabevorzulegen "

Esist wirklichhöchsteZeit ,dasshierderSteuerdruck
gelockert wird Die Hotels könnennach weisen ,dass trotz diesesSteuernach¬
lasses die Verhältnisse unerträglich gewordensind ,weshalbich umAn¬
nahmedes Antragesersuche .

St .R .Breitnererwidertin seinemSchlusswort:Niemand
kanneineVerbesserungderwirtschaftlichenLageseitderletztenBudget
debattefeststellen .DieZahlderArbeitslosenhat sich nichtverringert ,
sondernvergrössertundbedeuteteinenEinnchmenentgangfür dieGemeinde.
Esist daherklar ,dassderFinanzreferentkeineBesserungzeigenkann.

Dassdie Landesregierungdurchjene Klausel im allgemeinenermächtigt
wird ,ist keinneuerVorgang ,sondernwirdseit einerReihefonJahren
gehandhabt.Erinnertsei nur ,andie ErmächtigungderLustbarkeitsabgabe ,
obeidochniemandsagenkann ,dassdieserVorgangzueinerProdektions¬
rtschaftgeführthat . Esna sich aberbei grossenSteuerhinterzie-¬

hungen ,die leider einigemalevorgemommensind ,für nichtzweckdienlihh
herausgestellt ,anders vorzugehen .Von einer systamatischen Zugrunderich

tungdesHotelgewerbeskannnichtgeredetwerden .Vielmehrkönnenwirals
erfreulicheTatsachefeststellen ,dasskeineinzigesWienerHotelden
Ausgleich anstreben musste oder gar die Zahlungen einzustellen wagte .

Diesist sicherauchderTüchtigkeitdesHotelgewerbeszuverdanken.
Esist ungerecht,voneinerünerträglichkeitderSteuernzureden.Trotz
aller Belastung ist es möglich ,Investitionen durchzuführen ,und derZu¬
stand der Hotels ,das grpsse Massvon Reinlichkeit das sieaufweisen ,
zeigen ,dasses dochmöglichwar ,die Hotelsin einemZustandewie1914
zu erhalten .Es ist unklug ,mit scharfen Ausdrücken auf die Besucherhin¬

zuweisen.Wenneingewendetwird ,dassinBerlineineFramdenzimmerabgabe
nichtbesteht ,domussmanbedenken ,dassdie Frielenszinseauf74Prozent
valorisiertsind .MandarfdemFremdennichtvorsagen,dassereinSteuer-¬

einemobjsktdarstellt .VonjederStelleausmöge solchen Vorgehenent¬
gegengewirktwerden-MankannBetriebenurzurZeitdesBetriebesrevidseren,
WeilsichsonstdurchLeerstehungenetwaeinfalschesBildergibt ,Voneiner
Schikanekannmandabeinichtsprechen.DassderBetriebsinheberbeiderRe¬
visionzurStellezuseinhat ,entsprichtnichteinerVorschriftdesGeset¬
zes oder der Revisionsondnung .AuskünftewerdenvondemPortier oder demStu¬
benmädehenentgegengenommen,wennaberwiein demvosliegendenFalldiese
Organeangewiesensind,keinerleiAuskünftezugeben,dannbleibtebennichts
anderesübrig ,alsdenInhaberzurufen .DerDienstderstädtischenOrganeist sichersehrschwerunderfordertungemeinvielTakt .Eswurdedavonge-¬
sprochen,dassauch"eranstaltungenderElternvereinebesteuertwerden.Wenn
nunirgendeineUnterhaltung ,die ursprünglichnichtimFrogrammvorgesehen
war ,stattfindet,sb wirdkeineStrafe eingehoben ,der Vorgangnicht alsHine
terzüehungbetrachtetund nur nachträglich die Steuer dafür eingehoben .Wenn
bei einempauschaliertenBetragfür 300Personenetwa330anwesendsind ,so
wird niemand etwas sagen ,wenn aber sechshundert Fersonen anwesendsind,so
wäre die gleiche Bemessungeine Ungerechtigkeit gegen den Veranstalter ,der
gowissenhaftvorgeht.

EswirddanndieGesetzesvorlageinersterundzweiter
Lesungunverändertangenommen. DerResolutionsantragZimmerlwirdabgelehnt.

DienächsteGesetzesvorlage ,überdie
EeitnerreferiertsiehteineAbänderungderBestimmungenühereineBefrei-¬
ungvonNeu- ,Um- ,Zu- undAufbautenvonderWohnbausteuervor .DasGesetzvom
30 .September1921sah eine dreissigjährige Steuerfreiheit für jeneBauten
vor ,dienachdem28 .November1921begonnenwurdenundbislängstens31.
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einelängereFriststellenNotwendigwäreauch ,dassbeiAufbautennicht
sorigorosbezüglichderSteuerßreiheitvorgegangenwerdeEskommtoft
vor dass ein Hausbssitzereine Mansardeeinbaut ,die aber nicht vonder

austeberbefreitwird ,weildasDachnichtentferntwurde,Heuteste-¬
e FabrkkenleerundesmusstrotzdemfürdieseRäumeWohn¬

bausteuerbezahltwerden.Eswärenotwendig,eineNovelledesWohnbausteu¬
ergesetzeszubeschliessen ,diesolcheRäumevonderStauerleistungausnimmt
WirbegrüssendieVerlage,freuenunsdasssiedocheinegewisseWirkung
auf denWohnungsmarktausgeübthat undglauben ,dasssich dieseFolgen
anch für die Zukunft zeigenwerden .

St . R.BreitnererwidertdassdieGemeindehieraneinStaats¬
gesetzgebundensei ,dochliegt hierkeineWillkürin derHandhabungvor ,
undmankönnesich einmalzusammensetzenumdarüherschlüssigzuwerden.
AlsdasGesetzgeschaffenwurde,kamenLeerstehungengarnichtinFrae.
LeiderhatdasGesetznichtjeneWirkunggezeitigt ,diemanseinerzeit
erwartethat Essindnur . 903Wohnräumegeschaffenwordenwasbeider
grossenWohnungsnotkaumeineentscheidendeRollsspielenkann .DieSied-¬
lungsbwwegungwirdvonderGemeindeimRahmenihrer finanziellenLeis¬
tungsfähigkeitgefördernundauchheuerwerden500Siedlungshäusererbaut,
InWienist nureinengbegrenztesGebietfürdieseZweckevorhanden.Ge¬
henwirweiterhinaus,soistschondieFragederWasserleitung ,Strassen¬
babn,Beleuchtungundsoweiteraufgerollt,wasnatürlichungeheureKosten
verursacht .Wirhabenaberdie Kernhausaktioneingeführtundsindbereit
hiefürweitereMittelzurVerfügungzustellen .WennhieraufdasBeispiel
vonDresdenverwiesenwordenist so mussfestgestellt werdendassdamit
kein Erfolg erreicht wurde ,Wirhabeneben ganz anderewirtschaftliche
Verhälthisse .DasStadtbauamthat festgestellt dass gegenwärtigeineaus
Zimmer,WohnkücheundVorraumbestehendeWohnungauf110MillionenKro¬
nenzustehenkommtDaist aberkeinPreisfür denGrundundes sindkeine
Interkalarzinsengerechnet.Wirdauchdieseinbezogen,sokomheinBetrag
von 120 Millionen Kronenheraus Wirddieser Betrag nur mit zehnProzent
berzinstsoergibtdasmonatlicheineMillionKronenwobeifestzustellen
ist ,dassindieserSummekeineInstandhaltungskostenkeineVerwaltungs-¬
undBetriebskosten,aberauchkeineöffentlichenAbgabenenthaltensind.
DaselbstnachderAuflassungdesMieterschutzesOesterreichnichtdas
einzigeLandseinkann ,dasskeineGebäudesteuerneinhebt ,sokannmansich
beiläufigvorstellen,wievielfüreinesolcheKleinwohnungzuzahlenwäre
DieSiedlung,dieStadtratKunschakerwähnthat ,wurdevonderGemeinde
keineswegsabgewiesen ,sonderndasie sichaufeinemfremdenGrundbefin-¬
det ,hatsichdieGemeindeselbstbemüht,einenanderenGrundzubeschaffen
wasnichtgelungenist .AuchGemeinderatUllreich ,derObmanndieserSied¬
lunghatsichsehreingesetzt ,einenErsatzgrundzubekommen,wasauch
ihmunmöglichwar .DieGemeindekannabereine Siedlung ,die sichauf
einemanderenGrundbefindet ,nichtsubventionierenweilsie gonstihr
Eigentumsrechtnichtausübenkönnte .GegendieVorlageselbstWurdekein
Einwanderhoben .EswirdnunderGesetzentwurfinbeidenLespmmeneinstim
migangenommen

St . R.SpeiserbeantragtdieAnnahmedesGentwurfes
übereineAbänderungdesbLehrerdienstgesetzes ,dieinfolgederam

Gemeinderetbeschlossenen Bezugsänderungnat23 .Dezember1924vomWiener
wendiggewordenist .

GrR.MarieSchlösinger( chr-soz-)erklärt,dassdurchdiee
se NoveblierungwohleineBesserstellungderLehrerschaft,abernicht
diegerechteForderungaufValorisierungderBezügeerfülltwerde .Es
gibtheutewohlkaumeinenStand,derseinEinkommennichtvalorisiert
hatDejetztdieBindungmitdemStaatgefallenist ,wäreesfürdie
GemndebeidenwohlgefülltenKasseneinleichtes ,dieLehrerschaft



zufriedenzustellen.Eszeigtsichaber ,dassbeiIhnendieLehrerfreunde
lichkeitnurgraueTheorieist .DasLehrerdienstgesetzbringtderLehrer
schaftwohlvielePflichten ,aberwenigRechte ,Dieersteundgrundlegende
Forderungist derRufnachderPersonalvertretung,dereineReformdesDis
ziplinarverfahrens,dasaller DemokratieHohnspricht ,folgenmuss ,Auch
dasQualifikationsverfahrenist undemokratischManhatdieLehrkräfte,die
durchden Rückgangder Schühlerzahlüberzähliggewordensind ,in denRu¬
hestandversetzt,wasxderWillkütTürundToröffnetDieLehrerschaft
empfindetdasgegenwärtigeGesetzals eineganzunerträglicheFesssel
Wennwir diesen Aenderungenzustimmen ,so in der Hoffnung ,dassbald
Novellekommt ,die der Lehrfreiheit Benügetut ( Seifall )

St . . Speisererwidert ,dacsdiesesGesetzInVerhandlung
an der alle Lehrervertreter teilgenommenhaben ,zustande gekommenist
genwärtigsindineinerKlassenurdurchschnittlich30Schulkinder ,
über* 9unterchristlichsozialenVerwaltung.DieGemeindehatdieüberzz
ligenLehrpersonenpensioniert .In denchristlichsozialenLändernwurd
dieKlassenzusammengezogen ,dieSchülerzahlvermehrtunddieLehrpersonen
rücksichtslosabgebaut .SelbstchristlichsozialeGemeindeverwaltungen
habendegegenprotstiert .Esmuteauchganzseltsaman ,wennheutevor
christlichsozialenSeite überPensionierungengeredetwerdewährendder
BundeinebrutaleAbbauaktiondurchgeführthat .DieLehrerwünschendass
eineFersonalvertretungerst in denübrigenLänderneingeführtwerdensoll
weilsienichtmitJhrechtbefürchten,dasswennsieinWienzuersteinge
führtwird ,diechristlichsozialenLänderniemalsnachfolgenwerdenEs
ist richtig ,dassdieLehrergehaltenichtvalorisiertsinddesistaber
auchbeimBundsoundesbeklagensichdieMittelschulprofessorendes
Bundessehrlebhaftdarüber ,dasssie geringereSezügeerhalten ,alsdie
WienerBürgerschullehrer .Die GemeindeWienhat durch die letzte Gehalts
erhöhungbewiesen,dasssie bereitist fürihreAngestelltenzusorgen
undesistbezeichnend,dassdieRegierungineinemGesetzentwurf,densie
jetzt vorbereitet ,eine neuerlicheBindungbezüglichder BezügederAnge¬
stellten der Gemeindenund Länder mit denen des Bundesvorsieht undso¬
garStrafsanktionenvorgeschlagenhat ,Esist daherwohlbesserwenndie
VorrednerinüberdieseSabhesichandierichtigeAdressegewendethätte
(Beifall). DieGesetzesvorlagewirdinbeidenLesungenangenommenurd
hieraufdieSitzunggeschlossen .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom15 .Mai1925

BürgermeisterSeitzeröffnetum8UhrabendsdieSitzung
EinegrosseZahlvonGegenständenwirdohneWortmeldundgenehmigt .Vorallen
AnträgeaufSuhventionenandenWienerMännergesangvereinfür eineJohann
Strauss-Gedenktafel(VierhundertSchilling ) ,für dieGesellschaftderFreun
de der Nationalbibliothek( 750Schilling ) ,für denKünstlerbundHagen( 500
Schilling ) ,fürdenVereinfürVolkskunde( 2 ,500Schilling ) ,fürdiesozi¬
alpädagogischeGesellschaft ( 500Schilling ) ,für die HeilpädagogischeZeit

schrift ( 500Schilling ) ,für denVereinzur ErrichtungundErhaltungde
Ersten WienerSuppen -und Tesanstalt ( 2500Schilling )und für denZentrel

ippenverein wird ein unverzinsliches Darlehen von 40,000 Schilling gege¬
ben ,Grundankäufewerdenin GrossjedlersdorfAspern ,LeopoldstadtLand¬
stra se undAltmannsdorfbeschlossen. FürdenUmbauderKokslösch-undFör¬
deranlageimGaswerkLeopoldauwerden955. 000Schilling,fürdieErrichtung
ginesneuenKesselanlageimGaswerkSimmeringwirdeinNachtragskredit
von48 . 000Schilling ,für die Ausgestaltungder Generatorenanlagewerden
200. 000Schilling ,für Strassenherstellungenin derMitterhofergasseund
Pressburgerstrassewerden30500Schilling ,fürdieVersicherungderKinder
heilanstalteninSanPelagioBadHallundSulzbach-Ischlund ,LussinGran

erdenaufdieDauervonzahnJahrendierämienfürdieUnterbringung



vonGeisteskrankenin Mauer-OehlingundGuggingwerden195510Schilling,
für denBaueinerBarackein derErholungsstättefürLeichtlungenkranke
werden61 . 200Schilling undfür den BauvonArbeiterwohnhäusernimZentral
friedhof wirdeine Mehrauslagevon24,000Schilling bewilligt .DerEntwurf
unddie Kostenvon2,225 . 000Schillingfür eine Wohnhausanlageinder
StöbergassewerdengleichfallsohneDebattegenehmigt.FürdieErrichtung
von Retortenöfen im Gaswerk Simmering wird auf Antrag des Gemeinderates

SchützdieBaubewilligungerteilt .FerrerwirddieVergütungandieAnge-¬
stelltenderstädtischenFeuerwehrfürdiein freierZeitgeleisteten
Feuerwachdienstegenehmigt .Schlieslichwirdohne Wortmeldungder
Regelungder Forderungender GemeindeWienan die Kleingartenstelleund
denAnkaufvon350AktienderWienerBaustoffe . G.zugestimmt.

. R.Hiess(soz-dem)beantragt,dassdemVerein„Herzsta¬
" eineSubventienvon1000Schillingbewilligtwerdensollet

. R.MarieWielsch( chr ,soz . )erklärt ,dassgegendiese
Subventionnichtseinzuwendensei ,dochmüssederVereindazuverhalten
werden,wiederdieSportlerunentgeltlichärztlichzuuntersuchen,was
er in derletztenZeitverweigerthat .Mankönntedannauchfür einehö¬
hereSuhventionsein .. R.Hiesssagt,dassderVereinaufdiesenWunschauf¬
merksamgemachtwerdenwird ,woraufderAntragdesReferanteneinstimmig
angenommenwirdie beantragt die Gewährungeiner Subventionan
den Verein„ Die Bereitschaft " . DerVereinhat 35 magistratischeKost- ¬
kinderinPflege,diegegenwärtigdieDorfschuleinObritzberg,wosich
dasHeimdesVereinesbefindet ,besuchenmüssen .DadieseSchuleden
Anforderungennichtentspricht ,willderVereineineeigeneSchuleerrich¬
ten uad hiezu soll die Gemeindeeine Subventionvon 3000Schillingbe¬

willigen .
GeR.Angermayer(chr.soz.)meint,dassdieseSchul

eshalberrichtetwird,weilsiegewisseDingeaufkulturellem
Gebletdurchführenwill .WirfindendaeinsogrossesEntgegenkomman,
dasunsschonvorwenigenWochenaufgefallenist ,alsderGemeinderat
denAnkaufeinedHausesdiesesVereinesbeschlossenhatDerWertdie-¬
sesHauseswurdeauf165.Millionengeschätzt.Manhataberhoch55MillionanüberdenSchätzwertgezahltunddiesdamitbegründet,
dassdurchdieAuflassungvonKanzleiendreineueWahnungenBewonnen
werden,wodurchdieGemeinde140Millionenerspare.Diesehalsbrecheri¬
scheArgumentationwurdenurdeshalbvorgetragen,weilessichumden
VereinBereitschafthandelt,obwohlessichdasschonumeinewerschlei¬
erte Subventionist .. R.Friedjung( soz-dem)betont,dasseingrosser
TeilderMitgliederdesVereinesbürgerlichenKreisenangehört,wobei
dasWortbürgerlichnichtimSinnevonkonservativundreaktionärzuverstehenist .Der' ereinverdientdieUnterstützung,daergutes
leistet DerAntragwirdnachdemSchlusswortdesReferentenan
genommen. . R.Kohl( soz.dem.)beantragteinenZu

schusskreditfürdieMärkteundSchlachthöfeimAusmassvon.691'78
Schilling . . R.Binder( chr.soz.)schildertMisständeim

VerkehrinderFleischhallederGrossmarkthalleDortherrschtein
geradazulebensgefährlichasTreiben.NichtnurdieKonsumentensindfort-¬
währendgefährdet,sondernauchdieVerkäuferkönnen,threWarenichtrasch
genugabsetzen,wasvomhygienischenStandgunktausSehrzumiss-¬billigenist.AuchderBetriebderKühlanlagelassevielzuwünschenübrig
DasFleischkommtinverfaultemoderstinkendemZustandeherars,weilum



4 Uhrdie Maschineabgestelltwird .DerAntragwirdbei derAbstimmungan¬
genommen. . R.Lötsch(soz,dem)berichtetüberdenAnkaufderLie¬
genschaftXIX. ,Sickenberggasse-Greinergasse28mitallenBaulichkeiten
und Zubehürumden Preis von 190 . 000Schilling .Dieses Schlösschenenthält
ausserdemHauptgebäudeeinen grossenGarten ,ist in sehr gutemZustande
erhaltenundbesitzt grossenkünstlerischenWert .AlsErbauerwirdHilde¬
brandtgenant .

. ReAngermayer( chr. soz. )erhebtgegendenAnkaufkeine
Einwendung ,will aber zugesichert haben ,dass das Gebäudenicht fürprofane
Zweckeverwendet wird Im Schlusswort sichert der Berichterstatter dies zu ,

DerAnkaufwirdbeschlossen.
St . R.KokrdabeantragteinenZuschusskreditvon18. 560

Schilling für denAnkaufvonzweiParzellen in Hernals ,der imInteresse

einergünstigerenVerbauungwünschenswertsei .
. R.Doppler( chr .soz . )bemängelt ,dassdie genauenAn

gabenüber diesen Verkaufin der Vorlagefehlen .Er habe schonmehrmals
aufdieseunwürdigeBehandlungdesGemeinderateshingewiesen,Einigesweni¬
ges erfahre manerst amReferententisch .Bei den Summenkommteinmalein
Multiplikatorvon2000in Anwendung,sobeiderErwerbungderRosensteingrün
de ,heiKuffneretwavon3500undauchvoneiner4600fachenAufwertungwird

gesprochen.DasalleserfahremannichtausdemReferate.
ImSchluswortverweistStdtratKokrdadarauf,dassdie

derHöhedesZuschussesSenatskompetenzist .Wennihndie Firma
KuffnergezahltenPreisezuhocherscheinen,soist erineinemIrrtum.
Wenner den Kaufpreis als den Preis für das Grundstück nimmt ,so
wirddiesals zuhocherscheinen .Eshandeltsichabernichtumden
Grundpreisallein ,umdieWertungderAusmasse,sondernauchumdenAus¬daherhub dieses Grundstückes,ist der Preis von 210 . 000Kronenpro .Quadrat

voll¬
meternichtzuteuer ,dennmanmussdenbereitszogenenAushubmit¬
berücksichhigenDerPreisistnichthöherals derbeiderStiftunginHer¬

er

nals bezahlte ,gehtetwasüberdas2000fachehinaus ,Mandarfnicht
immerdenselbenMasstabanwenden.WennmaneinStückzurArrondierung
unbedingtbraucht ,somussmanauchdas12000fachezahlen .Auchwirsind
überdas4600facheaufdemMargaretengürtelhinausgegangen .

BeiderAbstirmungwirdderAntraggenommen.
St. . SiegelreferiertüberdenBauvonWohnhäusern

V.Stöbergasse4-20.
GeR.Doppler( chr.soz.)bemängelt,dassdieVorzage

nicht demAusschussfür Wohnungswesenvorgelegtwordenist .Aufdie
Dauerwerdemansich ein solchesVorgehennicht gefallenlassen .AmBar
selbst kritisiert er Einzelheitenunddie vierStockwerke.

St .R .Siegel betont ,dass im Interesse einer raschen
Erledigungmanchesmaldie gewöhnlicheReihenfolgedesAktenlaufesnicht
eingehaltenwerdenkannDieVorlagenfür diesenBau ,deraufeinemlang¬
gestrecktenPlatzeerrichtetwerdensoll ,musstenvielfachumgearbeitet
werden,soschwieriggestaltetesichdieGrundrisslödung

BeiderAbstimmungwirdderAntragangenommen
StadtratSpeiserberichtetüberdie Systemisierungder Ständeder

städtischen Feuerwehr .Es sollen 165Mannabgebautwerden ,wasinfolgeder
Automobilisierungleicht möglichist ,chnedenFeuerschutzderStadtWien
zu verringern . Bisauf drei Mannwerdenalle AbgebautenimGemeindedienst

verwendet.. R.Doppler( chr .soz. )erklärt ,dassbeiderFeuerwehrununterbrochen
dieDienstverhältnisseverschlechterwerden.Esscheint ,dassmandortwieder
zur72stündigenSienstzeitzurückkehrenwill .Manhabewohldiemännlichen
Pfeifendeckel abgeschafft ,dafür aber weibliche eingestellt .AuchderAbbau

wirdungerechtdurchgeführt .Soist eine Feuerwehrmanndort ,der auchseine



FrauimDienstderFeuwehrhat.DieseFraukönneabgebautwerdenunddafür.kanneinFamilienvaterbleiben.SchliesslichmüsseauchdieWahlordnungfür
dieVertrauensmänner ,dieundemokratischsei ,weilsienichtdenFroporzvor-¬
sieht ,geändertwerden.SchoninderletztenSitzunghabeichdieEreignissebeider"euszwehrgeschildert,wobeivorallemdiePrügelszenenerwähntwur-¬
Sen. Esscheint,dasjetztanStelledesDrillsPrügelgetretenseien.Wirwol
len ,dassdieFeuerwehrwiederdasalteElitekorpswird,dasesfrüherwar.

StadtratSpeiserantwortet,dassdiegegenwärtigeVerwaltungbeider
Feuerwehrvielesverbesserthabe.Früherwarder72stündigeDienst,jetztist
der24stündige.DasDisziplinarverfahrenwurdedemokratischausgestaltet,im
TheaterdienstwurdenErleichetrungendurchgeführt ,dieLohnverhältnissewur¬
denverbessert,ebensodieDienstvorschriften,dieUrlaubstagewurdenvermehrt

schliesslichvielekleinereVorteilegewährt.Unterderchristlichsozia¬
VerwaltunghabendieBedienstetenderFeuwerwehrerstineinemMemoran-¬

dumumdieFrlaubniszurVerehelichungersuchenmüssen.Siewurdedannunter
derBedingunggewährt,dassderFeuerwehrmannmindestenssechsJahrebedien-¬

detseinmuste.BeidieserGelegenheitheisstesindiesemMemorandum,dass
esgutwäre ,wennderkatholischeFrauenvefeindendamaligenBürgermeister
aufdieschlechtenFolgenaufdenGesundheitszustandaufmerksammachenwür¬
dediedurchdasWheverbotentstehen.(Heiterkait)DerBranddirektorMüller
hatsichvomJahre1895bis1904bemüht,biserendlichdreiFeuerwachener-¬
reichthat .Beialle :Vorlagen,dievonderheutigenMehrheitüberdieFeuer-¬
whreingebrachtwerde,werdeimmeraufdieNotwendigkeitderunbedingtenEr-¬
haltungderSchlagkraftdesFeuerwehrkorpsgesehenundauchdergegenwärtige
AntragsichertunsdennetwendigenFeuerschutz,deralsvorbidlichbezeich-¬netwerdenmuss,(Beifall)

DerAntragdesRefe.entenwirddannmitdenStimmenderMehrheitangenommen.
VizebürgermeisterEmmeglingberichte:nunüberdenTarifaufder

WienerelektrischenStadtbahn.Erführtaus:MitdieserVorlagefindetein
WerkseinenAbschluss,dasfürdieVerkehrsverhältnisseWiensvongrosser
Gedeutungist ,Eswirdam3,JuniderBetrieberöffnetwerden.UmeinenUeber-¬

blicküberdieVerhältnisseaufderStadtbahnzugewinnen,müssenwirddie
JahrevordemPriegeheranziehen.DieStadtbahnhatteimJahre1913rund
41MillionenFahrgäste,davonwurden34Millioneniminnerstädtischenund7MillionenimLokalstreckenverkehrgezäh.t.Vonden34Millionenfuhren62Prozentlangeund38ProzentkruzeStrecen.Freilichhabensichseit/
dieserZeitdieVerhältnissestarkgeändert.InerstenVierteljahr1913
hatesinWiennichtwenigerals120. 000Wohnungsänderungengegebenund
dadiesjetztwegfällt,sowirdnatürlichdieStrassenbahnstärkerbenützt
Rechnetman,dassdiese120. 000WohnungsveränderunggennurzweiFahrten
täglich der Strassenbahnentzogenhaben ,so gelagnt manzu
150bis180MillionenFahrtenimJahrundeswirddiestarkeZunahmeder
Frequenzerklärlich.Schliesslichdarfnichtvergessenwerden,dassdie
Strassenbahndurchdie Einführungder Frühkarten ,der Hin - undRückfahr-¬
scheineundderWochen-undStreckenkartenvielzurVemehrungderFreu-¬
quenzbeigetragenhat .DieseEinrichtungensollennuna ichfürdieelek-¬
trischeStadtbahngelten.DerStadtbahntarifmussnatürlichetwashöher,
weklungefähr200MilliardenKronenzuverzinsensind,derStromnichtso
billigseinkann ,wiefürdieStrassenbahnundauchgrossetechnischeEin-¬
richtungenzumZweckederBetriebssicherheitnotwendigwaren.Eswirdda-¬
herbeantragt,denPreiseinerKartemitdreissigGroschenfestzusetzen.
DabeihatderFahrgastdasRechtnichtnuraufderStadtbähnzufahren,
sondernauchvonderStadtbahnaufdieStrassenbahnumzusteigenundum¬
gekehrtzuerstdieStrassenbahnzubenützenundaufdieStadtbahnumzu¬
st eigen .Esdarf abernureinmalumgestiegenwerden .AlleanderenBagün-¬
stigungen ,dieschonbeiderStrassenbahnbestehen ,sindauchbeiderelek
trischenStadtbahnaufgenommenworden.Dazukommtnoch,dasswirbeantrage



Oster - undPfingsmonsag,amFronleichnamstag1.November,25 .und26Dezember
derAbendtarifaufderelektrischenStadtbahnabgeschafftwerdensoll .
Wirbeantragen dies deshalb ,weil an solchen Tagenauf denBundesbahn¬
streckenoft VerspätungeneintretenundsichdannbeimUmsteigenauf

dieStadtbahnDifferenzenergebenkönnten.UmnunsolcheunliebsameAus¬
einandersetzungenzuvermeiden,wirdandiesenTagenauchnach410Uhr
abendsder Tagesfahrpreisauf der elekrtischen Stadtbahngelten .DerTarif
ist nicht auf Gewinneingestellt ,sondern auch hier wurdederFrundsatz

eingehalten ,dassdiesesVerkehrsmittelzudenSelbstkostenderBevölkerung
zur Verfügunggestellt wird .( LebhafterBeifall )
. . Schelz( chr .soz . ) sprichtdafür ,dass StadtbahnundStrassenbahnein

einheitlichesTarifgebietbildensollen .Angeblichsoll auchder Tarifnur
provisorisch sein ,was bedeuten würde ,dassspäter eine Erhöhung kommt .Während

manaufderStrassenbahnmehrmalsumsteigenkann ,wirdmanf derStadtbahn
nur einmalumsteigenkönnen .DerPreis für eine Fahrt ,die nur auf derStadt - ¬
bahnerfolgt ,ist zuhoch ,mannmüsstefür dieFahrgässe ,dienurdieStadt-¬
bahnbenützen ,wenigerverlangen .Rednerbeantragt ,dassStadtbahnundStras-¬
senbahnein einheitliches Tarifgebietbilden sollen unddass in diesemTa¬

senbahnein einheitliches Tarifgebiet bilden sollen .Die Stadtbahnsoll in
das Tarifgebiet I einbezogen werden .Ferner soll die Schülerkarte nicht nur

auf die städtischenVolks - undBürgerschulen,sondernauchfür alle anderen
Schulengelten .

. . Haider( chr .soz. )sagt,dassderGedankederElektrifizierungder
Stadtbahnnicht neu ,sondernschonsehr alt sei .Auchjetzt wirdnureine
kleineStreckevollendetundwirwerdenaufdieanderenLiniennochwarten
müssen.DaranträgtdieVerwaltungdieSchuld.DieFahrpreisesindeineUebre
raschung. Siewerdenals äusserstbillig bezeichnetundsollennureinPro-¬
visoriumsein .DerNachttarifwarfrüheraufderStadtbahnunbekannt.Der
Preis der Vorverkaufskartenist nur um6 zwei Drittel Prozent ermässigtda¬
gen gewährt die Bundesbahnbei den Abbnnamentsbis zu 45 ProzentErmässi¬
gung. AuchderPreisder Wochenkarteist zuhoch .Begrüssenswertist derge¬
linge Preis der Kinderkarte .Die Zeitkarten sind zu teuer .Wennmanausserdem
bedenkt ,dass die Preis nur ein Provisorium sind ,so ist die Befürchtungwohl

berechtigt ,dassbeidermangelndenFrequenzeineweitereErhöhungunaus¬
bleiblichsein wird .DerNachtææifsoll ausgeschaåtet,éwerdenunddieKinder
undSchülernichstädtischerSchulensollengleichfallsdieBegünstigragen
erhalten,diedieSchulkinderderGemeindebekommen.BeidieserGelegonheit
wärees auchinteressant zu erfahren ,warumder Bauder RudolfsheimerRemiss

eingestelltwordenist .RednerbittetschliesslichdenReferentendahinzu
wirken ,dassin denWartehallenderStrassenbahnfür dieBettauerscheWochen
schrift Propagandagemachtwerde . “ssei dies einSkandal.

GeR. Lehninger( chr . soz . )bemerkt ,dass die Gemeindeschoneinefar -¬

tige Sacheübernommenhabeundnurdie Elektrifizierungdurchführte .Für
dieSchaffnerergebesicheineargeKomplikation,dasiejetztstattsechs
BlocksachthabenmüssenundeinezweiteZangefürdiekombiniertenKar-¬
ten der Bundesbahnenbrauchen .Auf die neuen Wagentypenübergehend ,bemän- ¬

gelt der Redner ,dass zur Führung des euges von sechs Wagen nur zwei Fahren
verwendet werden . BeiKurven werde die Sicherheit der Fahrgäste gefähr - ¬
det,wenndie Türennicht geschlossensind ,weshalbeine dritte Personauf
den Perrons stehen sollte .Die Schiebetüren bedeuten ausserdemeineGefähr - ¬
dungderDaumenundFimgerderjugendlichenFahrgäste.



GoR.Holaubek(chr.soz.)stelltfest ,dassderBundnurzum
TeilanderverspätetenEröffnungderStadtbahnschuldhabe.
VielmehrhabeeineEeihetechnischerFehlerundnichteingehaltenerLie-¬
ferungen die Verzögerungverursacht Alles nähere hat manaus derErbei¬
terzeitung erfahren und auf der Wiener Konferenz ,Ihrem entscheidenden Forum ,
wurdederBerichtüberdie StadtbahnzurKenntnisgenommeneHierzeigt
sichwiederdiegeringschätzigeBehandlungdesGemeinderates ,derzueiner
Abstimmungsmaschineherabgewürdigtwird . DerRednerverwahrtsichdagegen ,
dass die Strassenbahn als Reklaminstitut verwendetwird ,und wünscht ,dass

bei der Stadtbahnnicht die Fenster verklebt werden ,weil dieSicherheit
dadurchschwergefährdetwird. AuchmögeeinbessererGeschmakbeiderAus¬
wahlderPlakatewalten ,denndieKarikaturenimAutobussindderGipfel
derGeschmaklosigkeit .

ImSchlusswortschildert VizebürgermeisterEmmerlingkurz
denVerlaufder Verhandlungenüberdie Stadtbahnfrageseit demAugust
1923 ,dass der entscheidendeBeschlussin LandtagundBundesraterst im
Februar1924gefasstwerdenkonnteunderst September1924dieStrecke
Hütteldorf-Alserstrasseübernommenwerdenkonnte .ImOktoberwurdendie
ArbeitenaufgenommenundderBetriebaufdieerStreckewirdam3 .Juni
aufgenommen.Wennbehauptetwird ,dassTermineversäumtwurdenundFehler
begangenworden/sind ,so mögejemandangebenwodies der Fall sei .Die
WienerBevölkerungkannjetzt schonurteilen ,dass heir ein grossesWerk
vollbraaht wordenist .( LebhafterWiderspruchbei der Minderheit ,Zustim¬

mungbei der Mehrheit ) .DieBundesbahnenhätten Gelegenheitgehabt ,den
Wienerndie Stadtbahnwiederzugeben,sie habenes nichtnurnichtgetan ,
sondern uns die grössten Schwierigkeiten gemacht .WennGemeinderatSchelz
eine Verschmälzungder 271 Kilometer Strassenbahn mit den 27Kilometern
derStadtbahnwünscht ,sokanndiesnichtzugegebenwerden. DieStadtbahn
mitallenihrenVorteilen ,mitdererhöhtenGeschwindigkeit,mitdergrös-¬
serenSicherheit,mussanderseingeschätztwerden,alddieStrassenbahn.
Gegen die Anträge des Jemeinderates Schelz kann man dies und nochvieles
imEinzelneneinwenden .Nachz Jahrenhat der Bunddas Recht ,dieStadte
bahnzurückzuerhaltenundeinenschnellbahnmässigenBetrieddurchzufüh
ren . DerBundwar nicht in der Nage ,die Stadtbahn zuelktrifizieren . Alle

sinngemässBegünstigungenderStrassenbalfinden/AnwendungaufdieStadtbahn.
GemeinderatHaiderhat unseinemRückblicküberdie Entwicklungder
StrassenbahnengegebenundeinhenddieverschiedenenProtekte ,dieallegedagt„ dassnicht zur Ausführungkamen ,geschildert .Eswurdeauch
es auf der früherenStadtbahnkeinenNachttarifgegebenhat . Eshataber
damalsauchkeinenFrühtarifgegeben.DurchunsereTarifebegünstigenwir
jeden ,derfährt ,undunsereKinderkarteist überausbilligeBeidenArbeiter
derRemisein RudolfsheimhabensichgrosseSchwierigkeitenbeimhau
derFundamenteergeben,wobeiAenderungeninderKonstruktionnotwendig
gewordensind .Festzustellenist auch ,dasseskeineStadtbahngibt ,dv.
alsSchnellbahnmitdurchlaufendenWagengeführtwind ,wieesaufunsører
StadtbahnderFallseinwird .Wennschliesslichbemängeltwird ,dassdie
ReklameAesthetenverletzt ,so bedankeman ,dass wir nicht schlecht
ihr abschliessenundnahezueine Milliarde jährlich einnehmen .JedeRe¬
klame hat die Aufgabe ,wirkungsvoll zu seineUeber ein langweiliges Plakat
wird niemandsprechen . DerBetrieb des Autobushat sich gewaltiggebes- ¬
sert .Auchdie alten Plakate ,womit einer gewissenSchadenfreudeaufVer-¬

zu wünsehenletzungenundUnfällehingewiesenwurde,liessen
übrig . BeiderAbstimmungwerdendieGegenanträgeabgelehnt,

die VorlagemitdærAbänderungin einemabgestimmtundangenommen.
Vorsitzender . R .Weigl ( soz .dem )schliesst um12 ' 42

MinutendieSitzung.
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